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78. Gesetz: Salzburger = Raumordnungsgesetz 2009,  Baupolizeigesetz 1997,
Bebauungsgrundlagengesetz, Salzburger Bautechnikgesetz 2015, Salzburger
Bauproduktegesetz, Salzburger Ortsbildschutzgesetz 1999 und Salzburger
LandesstraBengesetz 1972; Anderung

78. Gesetz vom 2. Juli 2025, mit dem das Salzburger Raumordnungsgesetz 2009, das
Baupolizeigesetz 1997, das Bebauungsgrundlagengesetz, das Salzburger
Bautechnikgesetz 2015, das  Salzburger Bauproduktegesetz, das  Salzburger
Ortsbildschutzgesetz 1999 und das Salzburger Landesstralengesetz 1972 geindert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Art. Gegenstand / Bezeichnung

Anderung des Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009
Anderung des Baupolizeigesetzes 1997

Anderung des Bebauungsgrundlagengesetzes
Anderung des Salzburger Bautechnikgesetzes 2015
Anderung des Salzburger Bauproduktegesetzes
Anderung des Salzburger Ortsbildschutzgesetzes 1999
Anderung des Salzburger LandesstraBengesetzes 1972
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Artikel 1
Anderung des Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009

Das Salzburger Raumordnungsgesetz 2009 — ROG 2009, LGBI Nr 30/2009, zuletzt gedndert durch
das Gesetz LGBI Nr 121/2024, wird gedndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Zeile zu § 20 eingefiigt:
»$ 20a  Sonderpriifung zur Aktivierung von Flachen fiir den férderbaren Wohnbau*

2. Im § 5 werden folgende Anderungen vorgenommen:
2.1. In der Z 2 lit a wird nach der Wortfolge ,,und zwar* der Ausdruck ,,einmalig* eingefiigt.

2.2. In der Z 4 wird der abschliefsende Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und angefiigt: ,,von der
aus eine aktive Bewirtschaftung der betriebszugehorigen Flichen erfolgt; .

3. Im § 5 wird nach der Z 15a eingefiigt:

,,15b. liberdrtliche Wohnfunktionsgemeinden: Gemeinden mit iiberdrtlicher Funktion geméal Pkt 3 des
Landesentwicklungsprogramms, LGBI Nr 104/2022;
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4. Im § 16 Abs 2 wird angefiigt: ,,Den vorgenannten Umweltorganisationen sind der Antrag und die zur
Beurteilung der Auswirkungen eines schweren Unfalls erforderlichen Unterlagen sowie der Bescheid
unter sinngeméfBer Anwendung des § 55a Abs 2 und 6 des Salzburger Naturschutzgesetzes bereit- bzw
zuzustellen.*

5. Im § 18 wird angefiigt:

»(3) Abs 2 gilt in {iberdrtlichen Wohnfunktionsgemeinden mit der MalBigabe, dass bei
Baulandneuwidmungen der Kategorien geméfl § 30 Abs 1 Z 1 bis 5 mit einer eine rdumliche Einheit
bildenden Baulandfliche tiber 2.000 m? (exklusiv Bauland-Eigenbedarf) der Abschluss einer
Vereinbarung gemi3 Abs 1 unter den weiteren Voraussetzungen des Abs 2 Z 1 bis 3 verpflichtend ist.
Darin ist auch eine Preisvereinbarung zur Ermdglichung forderbaren Wohnbaus nach den Vorgaben des
S.WFG 2025 aufzunehmen.

6. Nach § 20 wird folgender § 20a samt Uberschrift eingefiigt:
wSonderpriifung zur Aktivierung von Flichen fiir den forderbaren Wohnbau

§ 20a

Uberdértliche Wohnfunktionsgemeinden haben ihre Siedlungsschwerpunkte bis zum 1.1.2030 mit
dem Ziel zu iiberpriifen, geeignete Fliachen iiber 2.000 m? (exklusiv Bauland-Eigenbedarf) fiir den
forderbaren Wohnbau (§ 30 Abs 1 Z 2a) auszuweisen.*

6a. Im § 21 werden folgende Anderungen vorgenommen:

6a.1. Im Abs 1 Z 1 wird vor der Wortfolge ,eines Bebauungsplans* die Wortfolge ,,die Aufstellung oder
Anderung* eingefiigt.

6a.1.1. Im Abs 2 wird die Wortfolge ,,grundsitzlichen Planungsabsicht durch die Wortfolge ,kiinftigen
Planungsabsicht der Gemeinde* ersetzt.

6a.2. Im Abs 3 Z 1 wird das Wort ,,gednderten durch den Ausdruck ,,(gednderten)* ersetzt.
7. Im § 30 Abs 1 werden folgende Anderungen vorgenommen:

7.1. In der Z 2a lautet die lit c:

,»C) in untergeordnetem Ausmaf} bauliche Anlagen, die im Erweiterten Wohngebiet zuldssig sind
(Z 2 1itb und ¢), und zwar

aa) entweder innerhalb von mehrgeschoBigen Wohnbauten gemél der lit a oder

bb) mit einer iiberbauten Grundfliche von hochstens 25 % im Bauplatz als Ergénzung zu
Wohnbauten gemél der lit a;*

7.2. In der Z 6 lit d wird nach der Wortfolge ,,werden kann“ die Wendung ,und die grundsitzliche
Planungsabsicht der Gemeinde dem nicht entgegensteht™ eingefiigt.

7.3. In der Z 7 lautet die lit c:

,»¢) fir den Betrieb unerldssliche Wohnungen, Wohnraume und Einrichtungen innerhalb von
Bauten gemal der lit a,“.

8. Im § 31b Abs 2 lautet die Z 5:

,»d. Wohnungen, die objektiv nachweislich bereits vor dem 1. Janner 2018 fiir touristische
Beherbergungen verwendet worden sind, wenn und soweit dies bau- und raumordnungsrechtlich
zulédssig war und die Art der touristischen Beherbergung jener vor diesem Zeitpunkt entspricht.*

9. Im §36 Abs 3 wird vor dem Ausdruck ,Transformatorenstationen,” der Ausdruck ,kommunale
Recyclinghdfe, eingefiigt.

10. Im § 39a Abs 2 werden folgende Anderungen vorgenommen:

10.1. In der Einleitung wird der Klammerausdruck ,,(im Sinn des 3. Abschnitts, 4. oder 5. Unterabschnitts
des S.WFG 2015)* durch den Klammerausdruck ,,(im Sinn des 2. Abschnitts, 3. oder 4. Unterabschnitts
des S.WFG 2025)“ ersetzt.

10.2. In der Z 2 wird nach dem Ausdruck ,,Tiefgarage™ die Wendung ,,oder auf dem Bau* eingefiigt.
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11. Im § 42 Abs 1 werden folgende Anderungen vorgenommen:

11.1. In der Einleitung wird der Klammerausdruck ,,(iS der Unterabschnitte 2 und 4 des dritten
Abschnitts des S.WFG 2015)“ durch den Klammerausdruck ,,(iS der Unterabschnitte 2 und 3 des zweiten
Abschnitts des S.WFG 2025) ersetzt.

11.2. In der Z 1 entfillt der Beistrich und die Wendung ,wobei das mittelfristige Wohnbau-
Forderungsprogramm des Landes zu beriicksichtigen ist*.

12. Im § 48 werden folgende Anderungen vorgenommen:

12.1. Abs 2 lautet:

»(2) Im Bereich der Hofstelle (Hofverband) eines bestehenden land- und bzw oder
forstwirtschaftlichen Betriebs sind weiters zuléssig:

1. Bauten fiir Nebengewerbe der Land- und Forstwirtschaft gemdll §2 Abs4 der
Gewerbeordnung 1994;

2. ein betriebszugehoriges Austraghaus (Bau mit hochstens 200 m? Wohnnutzflache [§ 3 Abs 1
Z 3 S.WFG 2025], das vorwiegend dem Ausziigler und seiner Familie als Wohnung dient);

3. bauliche Maflnahmen und Verwendungen innerhalb der landwirtschaftlichen Wohngebaude fiir

a) die Privatzimmervermietung in Form von Giéstezimmern mit einem Gesamtausmall von
hochstens 15 m? Wohnnutzflache (inklusive Nebenrdumen) je Géstebett und

b) die Vermietung von bis zu drei Ferienwohnungen mit einem Gesamtausmal3 von hdchstens
200 m? Wohnnutzfliche, und zwar im Sinn einer Privatzimmervermietung, aber ohne
Begrenzung der Gésteanzahl.*

12.2. Abs 5 lautet:

»(5) Bauliche MaBnahmen, die die Umnutzung von im Hofverband gelegenen Wohn- und
Wirtschaftsgebduden (oder Teilen davon) bestehender oder voriibergehend inaktiver land- und/oder
forstwirtschaftlicher Betriecbe zu anderen Zwecken betreffen, sind ohne Vorliegen einer
Einzelbewilligung zuléssig, wenn:

1. die Aufnahme der Beniitzung des fiir die Umnutzung bestimmten Gebdudeteils mindestens fiinf
Jahre — im Fall der Neugriindung (§ 46 Abs 3 Z 4) mindestens 10 Jahre ab Aufnahme der
Beniitzung des Wohn- und Wirtschaftsgebdudes — zuriickliegt,

2. kein land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsbedarf nach der bisherigen Nutzung mehr gegeben
ist,

3.eine dem Stand der Technik entsprechende Infrastruktur fiir die beantragte Verwendung,
insbesondere eine technisch und hygienisch geeignete Abwassersammlung und -beseitigung,
bereits vorhanden ist,

4. das Gebidude oder der Gebdudeteil ohne Auf- und Zubauten oder wesentliche Anderung des
duBeren Erscheinungsbilds fiir die beantragte Verwendung geeignet und mit der
landwirtschaftlichen Zweckbestimmung des Gebdudes oder Gebidudeteils vereinbar ist,

5. die beantragte Verwendung zu keiner erheblichen Geruchs- oder Larmbeldstigung, sonstigen
Luftverunreinigung oder Erschiitterung fiir die Nachbarschaft und zu keinem {ibermidBigen
Stra3enverkehr fiihrt,

6. eine Verwendung als Wohnraum nur in land- und/oder forstwirtschaftlichen Wohngebauden
erfolgt und

7.eine beantragte Verwendung fiir touristische Beherbergungen nur innerhalb der
landwirtschaftlichen Wohngebaude erfolgt und nicht iiber die Privatzimmervermietung gemaf
Abs 2 Z 3 lit a hinausgeht.

Das Zutreffen der in Z 1 bis 7 genannten Voraussetzungen ist vom Antragsteller nachzuweisen. Diese
Bauten gelten im Sinn der grundverkehrsrechtlichen Bestimmungen (§ 2 Abs 1 GVG 2023) weiterhin als
der Landwirtschaft gewidmet und unterliegen dem Teilungs- und Abschreibungsverbot gemaf3 § 1 Abs 3
Bebauungsgrundlagengesetz (BGG). Anderungen auf Grundlage dieser Bestimmungen begriinden nicht
die Eigenschaft als bestehender Betrieb im Griinland und rechtfertigen keine Neu-, Auf- und Zubauten fiir
landwirtschaftliche Zwecke.*

12.3. Nach Abs 6 wird angefiigt:

,»(7) Die Abs 5 und 6 gelten sinngemas fiir eine nichtlandwirtschaftliche Wohnraumverwendung von
rechtméfig bestehenden landwirtschaftlichen Wohngebauden auBerhalb des Hofverbandes.*
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13. Im § 50 werden folgende Anderungen vorgenommen:

13.1. Abs 3 Z 2 lautet:

2. fir Bauvorhaben auf einem oder mehreren zusammenhingenden Baupldtzen mit einer
Gesamtgeschof3fliche von mehr als 4.000 m? oder einer Baumasse von mehr als 14.000 m?, in
Gewerbe- und in Industriegebieten ab einer Baumasse von mehr als 30.000 m?.*

13.2. Im Abs 3a wird der Ausdruck ,,Bebebauungsplan‘ durch den Ausdruck ,.Bebauungsplan‘ ersetzt.
14. Im § 56 werden folgende Anderungen vorgenommen:

14.1. Abs 2 lautet:

»(2) Die Grundflichenzahl ist das Verhdltnis der iiberbauten Grundfliche des oberirdischen
Baukdrpers bei lotrechter Projektion auf die Waagrechte (Projektionsflache) zur Flache des Bauplatzes. In
den zu projizierenden Baukdrper sind nicht einzubeziehen:

1. Innenhofe;

2. Bauteile und Teile von Bauten, welche die Geldndeoberfliche nicht oder nur unwesentlich
iiberragen (Luft-, Kellerlicht- und Abwurfschichte udgl);

2a. Rampeniiberdachungen von und zu Tiefgaragen;
3. Terrassen;
4. Vordécher bis zu 2 m;
5. Dachvorspriinge bis zu 2 m;
6. Balkone bis zu 3 m.

Wenn Bauteile gemél Z 4 und 5 groBer sind als 2 m und Bauteile gemdB3 Z 6 grofer als 3 m, ist das
dariiber hinausgehende Maf} einzubeziehen.*

14.2. Abs 4 Z 1 lautet:

»1. Zur GeschoBfliche zdhlen die Fldchen der einzelnen oberirdischen Geschofle. Fiir die
Flachenberechnung findet Abs 2 Anwendung. Als oberirdisch gilt dabei jedoch ein Geschof, das
iiber mindestens die Hélfte seiner Fliche mehr als 1 m iiber das angrenzende natiirliche Gelédnde
oder bei Geldndeabtragung iiber das neugeschaffene Niveau hinausragt.*

14.3. Im Abs 4 Z 2 lauten die lit a und b:

,,a) das unterste GeschoB, das weiter als nach der Z 1 dritter Satz bestimmt hinausragt, wenn dies
durch die hochstbekannte Hochwasserkote seit 1900 oder die Kote eines 100- jihrlichen,
amtsbekannten oder nachgewiesenen Hochwassers bedingt ist und das Geschof3 nicht zu
Aufenthaltszwecken verwendet wird;

b) das oberste Geschof,

aa) wenn es wegen seiner geringen Raumhéhe, seiner Grundrissgestaltung oder anderer
derartiger Umstédnde nicht als Aufenthaltsraum geeignet ist und eine solche Eignung auch
nicht herbeigefiihrt werden kann oder

bb) bei Bauten mit bis zu neun Wohnungen: wenn es innerhalb einer 45° zur Waagrechten
geneigten gedachten Umrissfliche bleibt, die von einem hdochstens 1,60 m {iber der
Deckenoberkante des darunter befindlichen Geschofles liegenden Schnittpunkt mit der
AuBenwand ausgeht.*

14.4. Abs 5 entfdllt und erhdlt der bisherige Abs 6 die Absatzbezeichnung ,,(5).

14.5. Abs 6 (neu) lautet:

»(0) Werden bei Bauten mit bis zu neun Wohnungen die erforderlichen Pflichtstellpldtze fiir
Kraftfahrzeuge unterirdisch anstelle oberirdisch errichtet und ist dafiir kein Zuschlag gemil3 Abs 1 letzter
Satz bestimmt, erhoht sich die hochstzuldssige bauliche Ausnutzbarkeit der Grundfldche um 15 %, nicht
aber um mehr als 200 m? zusétzlicher Geschof3fliche.
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14.6. Abs 7 lautet:
»(7) In die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundfliche sind folgende Nebenanlagen nicht
einzurechnen:
1. Stellplatze, welche konstruktiv durch Paneele fiir Solarenergieanlagen iiberdeckt werden;
2. sonstige Nebenanlagen, soweit deren iiberbaute Grundflache im Bauplatz betragt:

Nebenanlage bei Wohnbauten bei sonstigen Bauten
Garagen oder iiberdachte 15 m? je Pflichtstellplatz bzw 15 m? je Pflichtstellplatz bzw
Kraftfahrzeug-Abstellplitze 20 m? je barrierefrei 20 m? je barrierefrei
herzustellenden Pflichtstellplatz herzustellenden
Pflichtstellplatz
iiberdachte Fahrrad-Stellplétze 2 m? je Pflichtstellplatz, ansonsten 2 m? je Pflichtstellplatz
4 m? je Wohnung
sonstige Nebenanlagen insgesamt hochstens 20 m? -

Die Nichteinrechnung der Nebenanlagen nach der Z 2 findet nur statt, soweit deren iiberbaute
Grundfliache 12 % der Flache des Bauplatzes nicht tiberschreitet. Wird diese Grenze iiberschritten, ist nur
das dartiber hinausgehende Mal} in die bauliche Ausnutzbarkeit einzurechnen.*

15. Im § 57 Abs 4 Z 1 wird nach der Wortfolge ,,einzelne Dachausbauten ein Beistrich gesetzt und das
Wort ,,Dachausstiege™ eingefiigt.

16. Im § 65 Abs 7 wird nach dem Ausdruck ,,Verwaltungsaktes” die Wendung ,.einschlieBlich der
abgeschlossenen Vereinbarungen (§ 18) eingefiigt.

17.Im § 75 Abs 1 wird nach der Z 5 folgende Z 5a eingefiigt:
,»Ja. Nichtbeachtung der Pflicht zum Abschluss einer Vereinbarung gemal3 § 18 Abs 3;*

18. Im § 77b werden folgende Anderungen vorgenommen:

18.1. Im Abs 3 wird nach der Wortfolge ,,Baulandsicherungsgesellschaft mbH (§77)* ein Beistrich gesetzt
und die Wortfolge ,,anerkannte gemeinniitzige Bauvereinigungen* eingefiigt.

18.1a. Nach Abs 5 wird eingefiigt:

»(5a) Die Landesregierung hat die im Abs 5 jeweils angefiihrten Betrdge durch Verordnung
entsprechend anzupassen, sobald sich der von der Bundesanstalt Statistik Austria jeweils verlautbarte
aktuelle Verbraucherpreisindex oder der an dessen Stelle tretende Index um mehr als 5 % geéndert hat.
Als BezugsgroBe fir die Anpassung ist erstmalig der Monat des Inkrafttretens des Gesetzes
LGBI Nr 78/2025 und in weiterer Folge der Monat des Inkrafttretens der jeweiligen Verordnung
heranzuziehen. Die Betrdge konnen dabei auf ganze Euro kaufménnisch gerundet werden. Solche
Verordnungen sind jeweils mit dem 1. Janner des folgenden Kalenderjahres in Kraft zu setzen.*

18.2. Nach Abs 6 wird eingefiigt:

»(6a) Eine Abgabenerkldarung gemdf Abs 6 zweiter Satz gilt auch fiir die Folgejahre, wenn die
Abgabenschuldner keine weitere Abgabenerklarung einreichen und keine Aufforderung zur Einreichung
ergeht.

19. Im § 77c werden folgende Anderungen vorgenommen:

19.1.Nach Abs 1 wird eingefiigt:

»(1a) In den Angelegenheiten betreffend Zweitwohnungen und Zweckentfremdungen sind die
Landesregierung, die zustéindige Bezirksverwaltungsbehorde, die zustindige Gemeinde, der zustindige
Regionalverband sowie das Landesverwaltungsgericht Salzburg weiters berechtigt, folgende Daten zu
verarbeiten, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist:

1. fir planende wund aufsichtsbehordliche Aufgaben: wohnungsbezogene Meldedaten
(Hauptwohnsitz oder sonstiger Wohnsitz, Adressdaten), wohnungsbezogene Verwendungsdaten
(Leerstand, Verwendung als Zweitwohnung, Verwendung fiir touristische Beherbergung,
sonstige Verwendung gemil § 5 Z 17 lit a) sowie baurechtliche Bewilligungsdaten;

2. zur Feststellung der rechtméBigen/unrechtméfigen Verwendung einer Wohnung als
Zweitwohnung gemédl den §§ 31 und 3la oder der rechtméBigen/unrechtméBigen
Zweckentfremdung einer Wohnung gemdB § 31b  einschlieBlich  diesbeziiglicher
Verwaltungsstrafverfahren gemdfl § 78: Daten gemidBl der Z 1 sowie wohnungsbezogene
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Auskunftsdaten tiber den Verbrauch (Strom, Wasser, Gas, Fernwirme udgl) sowie die Haufigkeit
von wahrgenommenen Anwesenheiten, Miillentsorgungen und Zustellvorgéngen.*

19.2. Im Abs 2 wird die Wortfolge ,,Daten gemdB3 Abs 1 durch die Wortfolge ,,Daten geméll Abs 1 und
la* ersetzt.

19.3. Im Abs 4 wird die Wortfolge ,,Daten gemall Abs 1 durch die Wortfolge ,,Daten gemall Abs 1 und
Abs la Z 1* ersetzt.

20. Im § 78 werden folgende Anderungen vorgenommen:

20.1. Im Abs 1 wird nach der Z 4 folgende Z 4a eingefiigt.

»Aa. eine Wohnung entgegen § 31b Abs 1 und 2 zur Verwendung fiir touristische Beherbergungen im
Internet oder sonst an einen groBeren Kreis von Personen anbietet;*

20.2. Im Abs 2 werden in der Z 2 die Verweisung ,,2, 3 und 4 durch die Verweisung ,,2 und 4a*“ ersetzt,
am Ende der Z 2 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 3 angefiigt:

»3.in den Féllen des Abs1 Z3 und 4 mit Geldstrafe bis 50.000 € und fiir den Fall der
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen.*

20.3. Abs 3 lautet:

,»(3) In Verfahren gemill Abs 1 Z 3, 4 und 4a gilt auBerdem Folgendes:

1. Fiir den Fall, dass jemand eine Wohnung unzuldssig als Zweitwohnung oder zum Zweck
touristischer Beherbergung wissentlich verwenden ldsst oder gemil3 Abs 1 Z 4a anbietet, gilt die
Verwaltungsiibertretung als an jenem Ort begangen, an dem sich die betreffende Wohnung
befindet.

2. Die Gemeinde, die Anzeige wegen einer solchen Ubertretung erstattet hat, ist Partei im
Verwaltungsstrafverfahren und berechtigt, Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu
erheben. Sie ist Partei des Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht und weiters berechtigt,
Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Parteistellung der Gemeinde erstreckt
sich nicht auf die Strafbemessung.*

20.4. Im Abs 4 wird die Wortfolge ,,Die Bezirksverwaltungsbehorde und das Landesverwaltungsgericht
haben“ durch die Wortfolge ,,Das Landesverwaltungsgericht hat” ersetzt.

20a. Im § 84 wird nach dem Abs 2 eingefiigt:

»(2a) Auf die Anderung von Abfalllagern, welche nach § 78 Abs 17 AWG 2002 als
Abfallbehandlungsanlagen gelten, findet § 16 nur dann Anwendung, wenn:

1. diese in der Neuerrichtung einer Abfall(mit)verbrennungsanlage besteht oder

2. das Betriebsgelidnde der Anlage um mehr als 1.000 m? erweitert werden soll, wobei lidngstens
fiinf Jahre zuriickliegende Erweiterungen nach Inkrafttreten der Novelle LGBl Nr 78/2025
einzurechnen sind.*

21. Im § 88 wird angefiigt:

,(4) Das Inhaltsverzeichnis sowie die §§ 5, 16 Abs 2, 18 Abs 3, 20a samt Uberschrift, 21 Abs 1, 2
und 3, 30 Abs 1, 31b Abs 2, 36 Abs 3, 39a Abs 2, 42 Abs 1, 48 Abs 2, 5 und 7, 50 Abs 3 und 3a, § 56
Abs2,4,5,6und 7,57 Abs 4, 65 Abs 7, 75 Abs 1, 77b Abs 3, Sa und 6a, (§) 77c, 78 sowie 84 Abs 2a in
der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 78/2025 treten mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden
Monats in Kraft.

(5) Strafverfahren iiber Verwaltungsiibertretungen, die bis zu dem im Abs 4 bestimmten Zeitpunkt
begangen worden sind, sind nach den bis dahin geltenden Rechtsvorschriften durchzufiihren, es sei denn,
dass das zur Zeit der Erlassung des Bescheides in erster Instanz geltende Recht fiir den Tater giinstiger
wire.

(6) Auf zu dem im Abs 4 bestimmten Zeitpunkt anhdngige bau- und raumordnungsrechtliche
Verfahren sind die §§ 5 Z 4, 16 Abs 2, 30 Abs 1 Z 6 und 7, 48 und 56 in der bisher geltenden Fassung
weiter anzuwenden. Auf zu dem im Abs 4 bestimmten Zeitpunkt rechtswirksame Bebauungspline ist § 56
Abs 6 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 78/2025 nicht anzuwenden. Betreffen Anderungen solcher
Plane die bauliche Ausnutzbarkeit, ist § 56 Abs 6 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 78/2025
anzuwenden.“
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Artikel 2
Anderung des Baupolizeigesetzes 1997

Das Baupolizeigesetz 1997 — BauPolG, LGBI Nr 40/1997, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI
Nr 53/2025, wird gedndert wie folgt:

1. Im § 2 werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Abs 2 Z 16 lautet:

,16. technische Einrichtungen, die im Fall von Warmepumpen wasserrechtlich genehmigungs- oder
anzeigepflichtig oder in allen sonstigen Fillen gewerbebehdrdlich genehmigungspflichtig sind;*

1.1a. Abs 2 Z 16a lautet:
,»16a. technische Einrichtungen fiir stationdre Batterieanlagen mit einem Energieinhalt bis zu 20 kWh
am Standort von Energieerzeugungsanlagen;*

1.2 Abs 2 Z 18 lautet:

,18. Loggienverglasungen sowie der Austausch von Haustiiren und Fenstern einschlieBlich vertikaler
bodengerichteter Fensterflichenvergroferungen, sofern sich der Austausch und die Vergroferung
nicht erheblich auf die dullere Gestalt oder das Ansehen des Baus auswirken;*

1.3. Abs 3 Z 3 lautet:

,»3. Bauten und sonstige bauliche Anlagen fiir Abfallbehandlungsanlagen, die nach dem
Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBI I Nr 102/2002 in der Fassung des Gesetzes
BGBI I Nr 84/2024, genehmigungs- oder anzeigepflichtig sind und in den Anwendungsbereich
des § 38 AWG 2002 fallen;"

1.4. Im Abs 3 Z 5 wird vor dem Wort ,, Transformatorenstationen® das Wort ,.freistehende” eingefiigt.

2. Im § 3a wird nach Abs 1 folgender Abs la eingefiigt:
,»(1a) Das Mitteilungsverfahren nach Abs 1 findet keine Anwendung;:
1. fiir Bauten gemdf3 § 10 Abs 2;
2. fiir Bauten, fiir die ein Erhaltungsgebot gemaf § 59 ROG 2009 gilt;
3. in Ortsbildschutzgebieten nach § 11 Abs 1 und 2 des Salzburger Ortsbildschutzgesetzes 1999;
4. im Schutzgebiet nach § 2 des Salzburger Altstadterhaltungsgesetzes 1980.

3. Im § 8b werden folgende Anderungen vorgenommen:

3.1. Im Abs 1 entfillt im letzten Satz die Wortfolge ,,s0 rasch wie moglich, tunlichst aber und wird nach
dem letzten Satz angefiigt: ,,Verspitet erstattete Gutachten sind nicht zu beriicksichtigen.*

3.2. Im Abs 3 wird vor der Wortfolge ,schriftliche Gutachten* die Wortfolge ,fristgerecht erstattete®
eingefiigt.

3.3. Im Abs 4 entfillt die Wortfolge ,,in den Fillen des Abs 1 erster Satz vom Bewilligungswerber und
ansonsten®.

4. § 9 Abs 1b lautet:

»(1b) Fiir Wohnbauten, welche in Hinblick auf die Gesichtspunkte Wirmeschutz sowie
Nachhaltigkeit des Baus durch Verordnung der Landesregierung festgelegte, iiber Mindestanforderungen
deutlich hinausgehende Standards erreichen, ist auf Antrag eine Uberschreitung der hdchstzuldssigen
baulichen Ausnutzbarkeit der Grundfldche um bis zu 5 % je vorgenanntem Gesichtspunkt zu bewilligen.
In der technischen Beschreibung ist das Erreichen der geforderten Standards nachzuweisen.*

5. Im § 24 b wird nach Abs 14 angefiigt:

»(15) Die §§ 2 Abs2 und 3, 3a Abs la, 8b Abs 1, 3 und 4 sowie § 9 Abs 1b in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr 78/2025 treten mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden Monats in Kraft. Auf
zu diesem Zeitpunkt anhéngige Bauverfahren sind die §§ 3a Abs la und 8b in der bisherigen Fassung
weiter anzuwenden. Fiir nach diesem Zeitpunkt eingeleitete Bauverfahren ist § 8b mit der Mal3gabe
anzuwenden, dass eine Begutachtung durch den Gestaltungsbeirat nicht erforderlich ist, wenn das
Bauvorhaben die im § 50 Abs 3 Z 2 ROG 2009 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 78/2025
festgesetzten GrenzmafBe fir die Gesamtgeschofflichen und Baumassen unterschreitet. Auf
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Bauverfahren, welche bis zum Inkrafttreten einer Verordnung gemill § 9 Abs 1b in der Fassung des
Gesetzes LGBl Nr 78/2025 eingeleitet werden, ist § 9 Abs 1b in der bisherigen Fassung weiter
anzuwenden.

Artikel 3
Anderung des Bebauungsgrundlagengesetzes

Das Bebauungsgrundlagengesetz — BGG, LGBI1 Nr 69/1968, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI
Nr 14/2024, wird gedndert wie folgt:

1. Im § 25 werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Abs 4 lautet:

,»(4) Im Bauplatz muss jeder Bau von einem anderen einen Abstand von mindestens der Summe ihrer
nach Abs 3 vorgeschriebenen Grenzabstinde haben. Zwischen Bauten gleicher Verwendungsart kann
dieser Abstand um 25 % unterschritten werden. Dabei gelten die im § 58 lita ROG 2009 angefiihrten
Gruppen von Bauten sowie gekuppelt errichtete Bauten (§ 58 litb ROG 2009) als ein Bau. Diese
Mindestabstandsbestimmung gilt nicht fiir Nebenanlagen gemif den Abs 7a und 7b. “

1.2. Abs 7 lit ¢ lautet:

»C) fiir Betriebsbauten innerhalb der im Flichenwidmungsplan als Gewerbegebiet oder als
Betriebsgebiet ausgewiesenen Gebiete hinsichtlich des Abstandes zueinander;"

1.3. Im Abs 7a lautet die Einleitung:

»Zu Wohnbauten gehorige und dem Bedarf der Bewohner dienende, allenfalls mit dem
Hauptgebiude auch nur konstruktiv verbundene Nebenanlagen konnen im Bauplatz auch innerhalb des
seitlichen Mindestabstandes oder vor der Baufluchtlinie oder Baugrenzlinie errichtet werden, wenn
folgende Voraussetzungen eingehalten werden:*

2. Im § 25a werden folgende Anderungen vorgenommen:

2.1. Abs I lautet:
»(1) Folgende Bauteile diirfen iiber die Baulinie, Baufluchtlinie, Baugrenzlinie sowie in den
Mindestabstand von den Grenzen des Bauplatzes vortreten:
1. Sockel, Zierglieder, Schaufenster, Schaukisten, Vorlegestufen udgl hochstens 20 cm;

2. Balkone, Erker udgl hochstens 1,50 m, dies jedoch nur in einer solchen Anzahl und in einem
solchen Ausmal}, dass sie nicht selbst den Eindruck einer Front des Baues erwecken, in
Verkehrsfliachen iiberdies nur dann, wenn diese mehr als 12 m breit sind;

3. Vordécher (Dachvorspriinge), Hauptgesimse hochstens 1,50 m;

4. Schutzdicher fir die Umgebung des Baues (Eingang, Zugang entlang der Aufenwénde)
hochstens 1,50 m, wenn es jedoch ein besonderer Schutzzweck erfordert, bis zu 3 m;
5. Werbezeichen bis zu 3 m;
6. Rampen zu Eingéngen hochstens 1,8 m und Rampeniiberdachungen von und zu Tiefgaragen,
jeweils innerhalb der Grenzen des Bauplatzes;
7. Freitreppen, sofern sie nicht selbst den Eindruck einer Front des Baues erwecken, hochstens 2,5
m.
Ein ungeschmilertes Vortreten solcher Bauteile ist dabei auch fiir Bestandsbauten zuléssig, deren Fronten
sich bereits vor den genannten Linien bzw im Mindestabstand befinden. Ein Vortreten solcher Bauteile in
den Mindestabstand von den Grenzen des Bauplatzes ist jedoch nur insoweit zuldssig, als ein
Mindestabstand von 3 m, im Fall von Rampeniiberdachungen von und zu Tiefgaragen geméf der Z 6 aber
von 2 m, verbleibt.

2.2. Abs 4 lautet:

»(4) Hinsichtlich der Einhaltung des Abstandes von 3 m bzw von 2 m (im Fall von
Tiefgaragenrampen gemif der Z 6) von den Grenzen des Bauplatzes kommt dem Nachbarn ein subjektiv-
offentliches Recht zu.*
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3. Im § 29 wird angefiigt:

»(7) Die §§25 Abs4, 7 und 7a sowie 25a Absl und 4 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 78/2025 treten mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden Monats in Kraft. Auf zu diesem
Zeitpunkt anhéngige Bauverfahren sind die §§ 25 und 25a in der bisher geltenden Fassung weiter
anzuwenden.*

Artikel 4
Anderung des Salzburger Bautechnikgesetzes 2015
Das Salzburger Bautechnikgesetz 2015 — BauTG 2015, LGBI Nr 1/2016, zuletzt gedandert durch das

Gesetz LGBI Nr 39/2024 und berichtigt durch die Kundmachung LGBI1 Nr 70/2024, wird geéndert wie
folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. In der Zeile zu § 33a wird die Wendung ,,Olkesseleinbauverbot und -alternativenpriifung* durch die
Wendung ,,Fossile Warmebereitstellungsanlagen® ersetzt.

1.2. Im 3. Abschnitt wird vor der Zeile fiir den 1. Unterabschnitt eingefiigt:
»$ 33b  Bautechnische Regelwerke*
1.3. Nach der Zeile zu § 52 wird folgende Zeile eingefiigt:
»$ 52a  Energieatlas*

2. §25A4bs 2 Z I lautet:

,»l. 15 cm iiber den angrenzenden Hof- und Gartenfldchen, wobei ab zwei Wohnebenen einer
Wohnung der flichenmiBig kleinere Teil der Aufenthaltsriume unter diesem Niveau liegen
darf;*

3. § 31 Abs 3 lautet:

,»(3) Fiir bauliche Anlagen mit mehr als neun Wohnungen gilt Abs 2 Z 1 bis 3. Dariiber hinaus sind
zumindest 30 % dieser Wohnungen barrierefrei zu planen und auszufithren. Die Verpflichtung zur
Errichtung eines Aufzugs richtet sich nach § 28 Abs 3.«

4. § 33a samt Uberschrift lautet:
»Fossile Wirmebereitstellungsanlagen

§33a

(1) Die Zulassigkeit der Errichtung von Warmebereitstellungsanlagen fiir neue Baulichkeiten, die
mit fossilen Brennstoffen betrieben werden konnen, richtet sich nach dem Erneuerbare-Wirme-Gesetz
(EWG), BGBI I Nr 8/2024.

(2) In anderen Bauten als nach Abs 1 ist vor der erstmaligen Aufstellung und dem erstmaligen
Einbau von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen fiir fliissige fossile oder fiir feste fossile Brennstoffe
sowie vor dem Austausch solcher Anlagen der Einsatz von hocheffizienten alternativen Systemen (§ 33
Abs 3) zu priifen und in der Baubeschreibung zu dokumentieren. Sie sind einzusetzen, wenn sie verfiigbar
sind. Ausnahmen sind in Anwendung des § 46 zu gewéhren.*

4a. § 33b samt Uberschrift lautet:

»3. Abschnitt
Besondere bautechnische Bestimmungen

Bautechnische Regelwerke
§ 33b

Die Landesregierung kann, soweit nicht bereits nachfolgende Regelungen dazu erméichtigen, zu den
Angelegenheiten der folgenden Unterabschnitte durch Verordnung ndhere und auch erginzende
bautechnische Festlegungen treffen. Zu diesem Zweck kann sie auch technische Richtlinien oder sonstige
Regelwerke fiir verbindlich erkléren.*
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5. Im § 34 werden folgende Anderungen vorgenommen:

5.1. Abs 1 und 2 lautet:

»(1) Jede Wohnung, ausgenommen Kleinstwohnungen, muss mindestens zwei Wohnrdume, eine
Arbeits-, Ess- oder Wohnkiiche, einen Vorraum, eine Abstellgelegenheit sowie einen Raum fiir Bad und
WC umfassen. Bei Wohnungen mit mehr als drei Aufenthaltsraumen muss der Baderaum vom WC
getrennt sein.

(2) Die Summe der Flachen der beiden Wohnrdume geméf Abs 1 hat mindestens 28 m? zu betragen.
Schlafraume in Wohnungen miissen mindestens 9 m? grof} sein.*

5.2. Im Abs 3 entfdllt die Wortfolge ,,von mindestens 2 m2“.
6. Im § 35 werden folgende Anderungen vorgenommen:

6.1. Im Abs1 Z2 wird die Wendung ,Waschkiichen und Trockenrdume® durch den Ausdruck
,,Waschrdume* ersetzt.

6.2. In der Einleitung des Abs 2 wird die Wendung ,,Abstellriume, Waschkiichen und Trockenrdume*
durch die Wendung ,,Abstell- und Waschraume* ersetzt.

7. Im § 35a Abs 4 Z 2 wird die Wendung ,,Abstellraume, Waschkiichen und Trockenrdume* durch die
Wendung ,,Abstell- und Waschrdume® ersetzt.

7a. Im § 36 Abs 3 wird die Zahl ,,A5% durch die Zahl ,,50% ersetzt.

8. In § 38 Abs 3 wird nach der Wortfolge ,,von der Anlage 2 hoher” die Wendung ,.— nicht aber um mehr
als das Doppelte — eingefiigt.

9. § 52a lautet:
wEnergieatlas
§ 52a

(1) Die Landesregierung ist als Verantwortliche ermichtigt, folgende Daten im Rahmen einer
Datenbank (Energieatlas) automationsunterstiitzt fiir die Zwecke der Energieraumplanung und der
Energie-, Klima- und Siedlungspolitik gemeinsam zu verarbeiten:

1. tiber den Gebdude- und Wohnungsbestand, insbesondere die Inhalte des Bundesgesetzes iiber das
Gebiude- und Wohnungsregister, BGBI I Nr 9/2004 idF BGBI I Nr 78/2018,

2. liber den energetischen Status der Bauten und Nutzungseinheiten, insbesondere die Inhalte der
Energieausweisdatenbank gemaf § 17¢ Baupolizeigesetz 1997,

3. iiber den Bestand von Heizungsanlagen, insbesondere die Inhalte der Heizungsanlagendatenbank
gemdf § 12 Salzburger Luftreinhaltegesetz fiir Heizungsanlagen,

4. tiber den Bestand von Brunnen und Grundwasserwédrmenutzungen, insbesondere die Inhalte des
Wasserinformationssystems WIS (Wasserbuch) gemal § 124 Wasserrechtsgesetz BGBI
Nr 215/1959 idF BGBI I Nr 73/2018,

5.lber den Bestand von Erdwédrmesonden, insbesondere die Inhalte des Salzburger
Baugrundkatasters,

6. iber die Verfiigbarkeit und Potentialen von erneuerbaren Energiequellen, Fernwérme, Abwarme,
Gasverteilernetzen und Stromverteilernetzen.

(2) Zugriff auf die Datenbank hat nur die Landesregierung. Auskiinfte sind wie folgt zu erteilen:

1. Auskiinfte tiber den Gebidudebestand nach Abs 1 Z 1 sind an Personen zu erteilen, denen
Zugriffsrechte nach dem Bundesgesetz iiber das Gebaude- und Wohnungsregister zustehen.

2. Auskiinfte iiber den energetischen Status der Gebaude nach Abs 1 Z 2 sind an Personen zu
erteilen, denen Einsichtsrechte in die Energicausweisdatenbank nach dem Salzburger
Baupolizeigesetz 1997 zukommen.

3. Auskiinfte {iber den Bestand von Heizungsanlagen nach Abs 1 Z 3 sind an Personen zu erteilen,
denen  Zugriffsrechte auf die Heizungsanlagendatenbank nach dem  Salzburger
Luftreinhaltegesetz fiir Heizungsanlagen zustehen.

4. Auskiinfte iiber den Bestand von Brunnen nach Abs 1 Z 4 sind an Personen zu erteilen, denen
Zugriffsrechte auf das Wasserinformationssystem nach dem Wasserrechtsgesetz zustehen.
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5. Auskiinfte iiber die Verfiigbarkeit und Potentialen von Energiequellen nach Abs 1 Z 6 sind
jedermann auf Anfrage zu erteilen und in geeigneter Weise zu verdffentlichen.

(3) Die in Abs 1 genannte Datenverarbeitung, die auch die Verarbeitung personenbezogener Daten
mitumfasst, erfolgt im offentlichen Interesse der effizienten Nutzung verfiigbarer Energiepotenziale und
des Klimaschutzes. Hinsichtlich dieser Verarbeitung besteht keine Informationspflicht gemal Art 13 und
14 Datenschutz-Grundverordnung, kein Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung gemil Art 18
Datenschutz-Grundverordnung sowie kein Widerspruchsrecht gemdl § 21  Datenschutz-
Grundverordnung.

(4) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten zu statistischen Zwecken erfolgt, kommt der
betroffenen Person das Auskunftsrecht gemdB Art 15 Datenschutz-Grundverordnung, das Recht auf
Berichtigung gemdB3 Art 16 Datenschutz-Grundverordnung, das Recht auf Einschrinkung der
Verarbeitung gemal Art 18 Datenschutz-Grundverordnung und das Recht auf Widerspruch gemal3 Art 21
Datenschutz-Grundverordnung nicht zu.

(5) Die Daten gemiB3 Abs 1 sind nach Beendigung des jeweiligen Geschiftsfalles unbefristet
aufzubewahren, insbesondere wenn sie zur historischen Dokumentation und Nachvollziehbarkeit von
erteilten Baubewilligungen oder zur Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von
Rechtsanspriichen erforderlich sind und bendtigt werden.

(6) Soweit in dieser Bestimmung auf die Datenschutz-Grundverordnung verwiesen wird, handelt es
sich um die Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI L 119
vom 4. Mai 2016 und zuletzt berichtigt durch ABL Nr L 74 vom 04.03.2012 S 35.

10. Im § 57 wird angefiigt:

,(4) Das Inhaltsverzeichnis sowie die §§ 25 Abs2, 31 Abs3, 33a samt Uberschrift, 33b samt
Uberschrift, 34 Abs 1 und 2, 35 Abs 1 und 2, 35a Abs4, 36 Abs 3, 38 Abs3 sowie § 52a samt
Uberschrift in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 78/2025 treten mit Beginn des auf die Kundmachung
folgenden Monats in Kraft. Fiir zu diesem Zeitpunkt anhidngige Bauverfahren sind die §§ 31 Abs 3, 36
Abs 3 und 38 Abs 3 in der bisherigen Fassung weiter anzuwenden.

Artikel 5
Anderung des Salzburger Bauproduktegesetzes

Das Salzburger Bauproduktegesetz — BauProdG, LGBl Nr 75/2014, zuletzt gedndert durch das
Gesetz LGBI Nr 68/2023, wird gedndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Zeilen zum 2. Abschnitt, 2. Unterabschnitt:

»2. Unterabschnitt

Ergiinzende Bestimmungen fiir Bauprodukte mit Okodesign-Anforderungen

§ 8b Anwendungsbereich, Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure
§ 8¢ Okodesign-Anforderungen

§ 8d Konformititsbewertung und -erklarung

§ 8¢ CE-Kennzeichnung

§ 8f Unterrichtung der Benutzer*

2.Im § 1 Abs 1 wird die Wendung ,,(EG) Nr 765/2008 durch die Wendung ,(EU) 2019/1020% ersetzt.

3. § 2 lautet:
»Begriffshestimmungen
§2
(1) Die Begriffsbestimmungen nach Art 2 der Verordnung (EU) 305/2011, nach Art 3 der
Verordnung (EU) 2019/1020 iiber Marktiiberwachung und die Konformitit von Produkten und nach Art 3

der Verordnung (EU) 2023/988 iiber die allgemeine Produktsicherheit werden durch dieses Gesetz nicht
beriihrt; sie gelten auch im Anwendungsbereich dieses Gesetzes.

(2) Im Sinn dieses Gesetzes bedeuten weiters die Begriffe:
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1. Regelwerk: harmonisierte technische Spezifikationen im Sinn der Verordnung (EU) Nr 305/2011
sowie nationale technische Bestimmungen der Vertragsparteien des Abkommens iiber den
Europdischen Wirtschaftsraum, wie zB technische Normen, technische Richtlinien oder
Verwendungsgrundsitze des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik, wenn diese in der
Baustoffliste OA oder in der Baustoffliste OF angefiihrt sind;

2. Verordnung (EU) Nr 2019/1020: die Verordnung (EU) Nr 2019/1020 des Europidischen
Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 {iber Marktiiberwachung und die Konformitét von
Produkten sowie zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr
765/2008 und (EU) Nr 305/2011, ABI Nr L 169 vom 25. Juni 2019, S 1

3. Verordnung (EU) Nr 305/2011: die Verordnung (EU) Nr 305/2011 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 9.Mirz 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen fiir die
Vermarktung von Bauprodukten und zur Authebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates, ABI
Nr L 88 vom 4. April 2011, S 5;

4. Lander-Vereinbarung: Vereinbarung gemil Art 15a B-VG {iiber die Zusammenarbeit im
Bauwesen sowie die Bereitstellung von Bauprodukten auf dem Markt und deren Verwendung,
kundgemacht unter LGBI Nr 47/2013;

5. Euratom-RL: Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen fiir
den Schutz vor den Gefahren einer Exposition gegeniiber ionisierender Strahlung und zur
Aufhebung der Richtlinien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom
und 2003/122/Euratom, ABI Nr L 13 vom 17. Janner 2014;

6. Okodesign-RL: Richtlinie 2009/125/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom
21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens fiir die Festlegung von Anforderungen an die
umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte, ABI Nr L 285 vom 31.
Oktober 2009;

7. Datenschutz-Grundverordnung: Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG, ABI Nr L 119 vom 4. Mai 2016;

8. Trinkwasser-RL: Richtlinie (EU) 2020/2184 des Européischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 2020 iiber die Qualitdt von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch (Neufassung),
ABINr L 435 vom 23. Dezember 2020;

9. in Bezug auf die Qualitdt von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch:

a) Wasser flir den menschlichen Gebrauch:

— alles Wasser, sei es im urspriinglichen Zustand oder nach Aufbereitung, das sowohl in
offentlichen als auch in privaten Ortlichkeiten zum Trinken, zum Kochen, zur
Zubereitung von Speisen oder zu anderen hiuslichen Zwecken bestimmt ist, und zwar
ungeachtet seiner Herkunft und ungeachtet dessen, ob es aus einem Verteilungsnetz oder
in Tankfahrzeugen bereitgestellt oder in Flaschen oder andere Behéltnisse abgefiillt wird,
einschlieBlich Quellwasser,

— alles Wasser, das in einem Lebensmittelunternehmen fiir die Herstellung, Behandlung,
Konservierung oder zum Inverkehrbringen von fiir den menschlichen Gebrauch
bestimmten Erzeugnissen oder Substanzen verwendet wird,;

b) Hausinstallation: Rohrleitungen, Armaturen und Geréte, die sich zwischen den Zapfstellen, die
normalerweise sowohl in 6ffentlichen als auch in privaten Ortlichkeiten fiir Wasser fiir den
menschlichen Gebrauch verwendet werden, und dem Verteilungsnetz befinden, sofern sie
nicht in die Zustdndigkeit des Wasserversorgers in seiner Eigenschaft als Wasserversorger
fallen;

c) Wasserversorger: eine Einheit, die Wasser fiir den menschlichen Gebrauch bereitstellt;

d) Prioritéire Ortlichkeiten: groBe Riumlichkeiten und Gelénde, bei denen es sich nicht um einen
Haushalt handelt und in denen viele Nutzer potenziell wasserassoziierten Risiken ausgesetzt
sind, insbesondere grofle, oOffentlich genutzte Ortlichkeiten, wie Krankenanstalten,
Kuranstalten und sonstige Gesundheitseinrichtungen, Heime fiir Hilfs-, Betreuungs- oder
Pflegebediirftige, insbesondere é&ltere Menschen, Schulen, Bildungseinrichtungen,
Kinderbetreuungseinrichtungen, Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gésten, sonstige
groBere Gastgewerbebetriebe, Campingplatze, Einkaufszentren, Freizeit-, Erholungs-, Sport-
und Ausstellungseinrichtungen oder Strafvollzugsanstalten;

e) Gefahrdung: ein biologisches, chemisches, physikalisches oder radiologisches Agens im
Wasser oder ein anderer Aspekt des Zustandes von Wasser, das bzw der die menschliche
Gesundheit beeintréchtigen kann;
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f) Gefdhrdungsereignis: ein Ereignis, das zu Gefdhrdungen in Bezug auf das System zur
Versorgung mit Wasser fiir den menschlichen Gebrauch fiihrt oder bewirkt, dass
Gefahrdungen fiir dieses System nicht beseitigt werden;

g) Risiko: eine Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintretens eines Gefdhrdungsereignisses
und des Schadensausmales, sollten die Gefahrdung und das Gefahrdungsereignis im System
zur Versorgung mit Wasser fiir den menschlichen Gebrauch auftreten;

h) Ausgangsstoff: ein Stoff, der zur Herstellung von organischen Materialien oder von
Zusatzmitteln fiir zementgebundene Werkstoffe absichtlich zugesetzt wurde;

1) Zusammensetzung: die chemische Zusammensetzung eines metallenen Werkstoffs, eines
Emails, eines keramischen oder eines anderen anorganischen Werkstoffs.*

4. § 3 Abs I lautet:

,»(1) Bauprodukte, fiir die
1. eine harmonisierte europiische Norm vorliegt, die in der Baustoffliste OF angefiihrt ist, oder
2. eine Europdische technische Bewertung (ETA) vorliegt, die auf Basis eines in der Baustoffliste
OE angefiihrten Europiischen Bewertungsdokumentes (EAD) oder einer in der Baustoffliste OF
angefiihrten Leitlinie fiir europdische technische Zulassungen (ETAG), die als EAD verwendet
wird, ausgestellt wurde,
diirfen nur verwendet werden, wenn sie den in der Baustoffliste OE kundgemachten
Leistungsforderungen oder Verwendungsbestimmungen entsprechen und sie das CE-Kennzeichen
tragen.*

5. Im § 8b lauten die Abs 2 und 3:

.(2) Wirtschaftsakteure diirfen Bauprodukte, fiir die Okodesign-Anforderungen gelten, nur dann in
Verkehr bringen bzw auf dem Markt bereitstellen oder in Betrieb nehmen, wenn diese
1.den festgelegten  Okodesign-Anforderungen und den  Anforderungen an  die
Energieverbrauchskennzeichnung nach der Verordnung (EU) 2017/1369 entsprechen,

2. eine EU-Konformitétserklarung ausgestellt wurde und
3. eine CE-Kennzeichnung tragen.

(3) Importeure von Bauprodukten, die nicht aus einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder
einem Vertragsstaat des Europdischen Wirtschaftsraumes stammen, haben sicherzustellen, dass

1. das in Verkehr gebrachte oder in Betrieb genommene Bauprodukt den Okodesign-Anforderungen
und den Anforderungen an die Energieverbrauchskennzeichnung nach der Verordnung (EU)
2017/1369 entspricht,

2. fir dieses Produkt die erforderliche EU-Konformititserklarung und die technische
Dokumentation zur Verfiigung stehen und

3. es die CE-Kennzeichnung tragt.*
6. § 8c lautet:

,»Okodesign-Anforderungen
§ 8¢

(1) Okodesign-Anforderungen sind Anforderungen an ein Produkt oder seine Gestaltung, die durch
von der Europdischen Kommission gemdl Art 15 der Richtlinie 2009/125/EG erlassene
Durchfiihrungsmafinahmen oder ergdnzend durch Verordnung der Landesregierung (Abs 2) festgelegt
werden.

(2) Die Landesregierung kann mit Verordnung  Okodesign-Anforderungen  fiir
energieverbrauchsrelevante Bauprodukte festlegen, sofern dies zur Umsetzung des Rechts der
Europdischen Union erforderlich ist. Dabei konnen Hersteller und Herstellerinnen oder ihre
Bevollmichtigten, die Bauteile oder Baugruppen in Verkehr bringen oder in Betrieb nehmen, auch
verpflichtet werden, dem Hersteller oder der Herstellerin eines von den Okodesign-Anforderungen
erfassten Bauprodukts relevante Angaben zur Materialzusammensetzung sowie zum Verbrauch von
Energie, Materialien oder Ressourcen hinsichtlich der betreffenden Bauteile oder Baugruppen zu machen.

(3) In einer Verordnung nach Abs 2 miissen Okodesign-Anforderungen so festgelegt werden, dass
die Marktiiberwachungsbehdrde deren Einhaltung priifen kann. In der Verordnung muss weiters
angegeben werden, ob eine Uberpriifung entweder direkt am Produkt oder anhand der technischen
Unterlagen vorgenommen werden kann.*
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7. § 8c erhdlt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 8d* und wird diesem Paragraph folgender Abs 6 angefiigt:

»(0) Die in Anhang IV der Richtlinie 2009/125/EG genannten Unterlagen zur
Konformitédtsbewertung und die Konformitétserklirung sind jedenfalls auch in deutscher Sprache
abzufassen.*

8. § 8d erhdlt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 8e*.
9. § 8e erhdilt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 8f*.

9a. § 9 Abs I lautet:

,,(1) Bauprodukte, fiir die
1. eine harmonisierte europiische Norm vorliegt, die in der Baustoffliste OE angefiihrt ist, oder

2. eine Europdische technische Bewertung (ETA) vorliegt, die auf Basis eines in der Baustoffliste
OFE angefiihrten Europiischen Bewertungsdokuments (EAD) oder einer in der Baustoffliste OE
angefiihrten Leitlinie fiir europdische technische Zulassungen (ETAG), die als EAD verwendet
wird, ausgestellt wurde,
diirfen nur auf dem Markt bereitgestellt werden, wenn sie die CE- Kennzeichnung tragen und die
erklirten Leistungen den in der Baustoffliste OF festgelegten Anforderungen nicht widersprechen.*

10. Im § 10 Abs 1 wird die Wendung ,,(EG) Nr 765/2008* durch die Wendung ,,(EU) 2019/1020% ersetzt.

11. Im § 10 Abs 2 wird die Wendung ,,Art 19 bis 21 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 sinngemal*“ durch
die Wendung ,,Art 16 Abs 1 bis 5, 17, 18 und 19 Abs 1 erster Satz und Abs 2 der Verordnung (EU)
2019/1020 sinngeméal* ersetzt.

12. § 11 Abs 1 lautet:

»(1) Die Marktiiberwachungsbehérde ist mit den Befugnissen einer Marktiiberwachungsbehdrde
nach Art 14 der Verordnung (EU) 2019/1020, ausgenommen Abs 3 lit ¢, sowie mit den Tatigkeiten einer
Marktiiberwachungsbehorde gemifl Art 11 der Verordnung (EU) 2019/1020 betraut und hat insbesondere
folgende Aufgaben der Marktiiberwachung wahrzunehmen:

1. bei Bauprodukten, fiir die européische technische Spezifikationen vorliegen:

a) Erstellung,  Durchfilhrung und  Aktualisierung von  Programmen zur aktiven
Marktiiberwachung;

b) Behandlung von Beschwerden und Berichten iiber Gefahren, die mit Bauprodukten verbunden
sind;

c) Kontrolle der Merkmale und der Kennzeichnung von Bauprodukten und Priifung ihrer

Gefahrengeneigtheit sowie Durchfilhrung  weiterer Marktiiberwachungsmafinahmen,
insbesondere solcher nach Art 16 der Verordnung (EU) 2019/1020;

d) Information und Warnung der Offentlichkeit vor gefihrlichen Bauprodukten;

e) Aufforderung an die betroffenen Wirtschaftsakteure, geeignete KorrekturmaBnahmen zu
treffen;

f) Uberpriifung der Durchfiihrung der KorrekturmaBnahmen;

g) Setzung von beschrinkenden Mafinahmen, insbesondere bei Bauprodukten, von denen ein
ernstes Risiko ausgeht;

h) Setzung von MaBnahmen im Zusammenhang mit der Kontrolle von in den Unionsmarkt
eingefiihrten Bauprodukten;

i) Kooperation und Informationsaustausch mit der zentralen Verbindungsstelle gemaf3 Art 10 der
Verordnung (EU) 2019/1020, den innerstaatlichen Marktiiberwachungsbehérden anderer
Sektoren, den Baubehdrden und den Zollbehdrden, mit den Behorden anderer Mitgliedstaaten
sowie mit der Europédischen Kommission;

2. bei Bauprodukten, fiir die europdische technische Spezifikationen nicht vorliegen, die Aufgaben
nach Z 1 lit b bis g und 1.

12a. § 12 Z 2 lautet:

»2.von Lagerungen oder Verwendungen von Bauprodukten auf Baustellen, bei denen der
begriindete Verdacht einer Verwaltungsiibertretung im Sinn des § 18 Abs 1 besteht.*

13. Im § 12a Abs 5 wird die Wendung ,,Art 16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 durch die
Wendung ,,Verordnung (EU) 2019/1020° ersetzt.
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13a. Im § 12b wird angefiigt: ,Durch Z 1 bis 4 werden die Kontrollbefugnisse der
Marktiiberwachungsbehorde nicht beriihrt.*

13b. Im § 12c¢ lauten die Abs 1 bis 3:

,(1) Stellt die Marktiiberwachungsbehorde fest, dass ein energieverbrauchsrelevantes Bauprodukt,
das

1. mit der CE-Kennzeichnung versehen ist, bei bestimmungsgeméfBer Verwendung nicht alle fiir
dieses Produkt geltenden einschligigen Okodesign-Anforderungen erfiillt oder
2. unter einen delegierten Rechtsakt nach der Verordnung (EU) 2017/1369 fillt, nicht allen
einschlidgigen Anforderungen hinsichtlich des Etiketts und des Datenblatts entspricht, die in den
Bestimmungen der delegierten Rechtsakte festgelegt sind,
so hat sie den Hersteller oder seinen Bevollméachtigten oder den Lieferanten oder seinen Vertreter mit
Bescheid zu verpflichten, das Bauprodukt innerhalb einer angemessenen Frist in Ubereinstimmung mit
diesen Anforderungen zu bringen oder es gegebenenfalls zuriickzurufen oder vom Markt zu nehmen. Im
Bescheid konnen Bedingungen festgelegt werden; diese miissen verhéltnisméBig sein.

(2) Ist ein Bauprodukt, fiir welches Okodesign-Anforderungen gelten, mit der CE-Kennzeichnung
versehen, ohne dass die Voraussetzungen dafiir vorliegen, oder liegen ausreichende Hinweise dafiir vor,
dass ein energieverbrauchsrelevantes Bauprodukt nicht den Bestimmungen des 2. Unterabschnitts dieses
Gesetzes oder den in Abs 1 genannten Anforderungen entspricht, so hat die Marktiiberwachungsbehorde
die erforderlichen Mafinahmen mit Bescheid anzuordnen. Diese konnen je nach Schwere des VerstoBes
und der dadurch verursachten Schidden bis zum Verbot des Inverkehrbringens bzw der Bereitstellung auf
dem Markt wund/oder der Inbetricbnahme des Bauprodukts reichen. Ferner hat die
Marktiiberwachungsbehorde mit Bescheid die Beseitigung der CE-Kennzeichnung auf diesen
Bauprodukten anzuordnen, wenn der Hersteller oder dessen Bevollméchtigter die Produkte nicht
innerhalb einer angemessenen Frist wieder in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen iiber die CE-
Kennzeichnung bringt.

(3) Besteht die Nichtiibereinstimmung gemid3l Abs 1 oder 2 weiter, so hat die
Marktiiberwachungsbehorde das Inverkehrbringen bzw die Bereitstellung auf dem Markt oder die
Inbetriebnahme des betreffenden Bauprodukts mit Bescheid zu untersagen, einzuschrénken oder dafiir zu
sorgen, dass es vom Markt genommen wird.*

14. § 14 Abs 2 lautet:

»(2) Marktiberwachungsmafinahmen gemdB Art 16 der Verordnung (EU) 2019/1020 bei
Bauprodukten, von denen ein ernstes Risiko ausgeht und die ein rasches Einschreiten erfordern, kénnen
als Mafinahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ohne vorangegangenes Verwaltungsverfahren
ergriffen werden.*

14a. Im § 17 lauten die Abs 1 und 2:

»(1) Soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben notwendig ist, ist die Marktliberwachungsbehdrde
erméchtigt, die fiir die Vollziehung des 3. Abschnitts und der Bestimmungen des V. und VI. Kapitels der
Verordnung (EU) 2019/1020 bendtigten Daten automationsunterstiitzt zu verarbeiten.

(2) Die Ubermittlung solcher Daten an die Europdische Kommission und die
Marktiiberwachungsbehérden anderer Mitgliedstaaten und diesen gleichgestellten Staaten ist zuléssig,
soweit dies fiir den Informationsaustausch nach den Art 20 und 22 bis 24 der Verordnung (EU)
2019/1020 erforderlich ist.*

15. Im § 18 werden folgende Anderungen vorgenommen:

15.1. Im Abs 1 werden gedindert:

15.1.1. In der Z 6 wird nach dem Wort ,bereitstellt” die Wortfolge ,,oder verwendet eingefiigt.

15.1.2. In der Z 7 wird nach dem Ausdruck ,UA* die Wortfolge ,,in Verkehr bringt oder eingefiigt.
15.1.3. In der Z 8 wird nach dem Wort ,,Bauprodukt™ die Wortfolge ,,in Verkehr bringt oder* eingefiigt.
15.1.4. In der Z 9 wird nach dem Wort ,,Bauprodukt™ die Wortfolge ,,in Verkehr bringt oder* eingefiigt.
15.1.5. In der Z 10 wird nach dem Wort ,,Bauprodukt® die Wortfolge ,,in Verkehr bringt oder* eingefiigt.
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15.1.6. In der Z 11 wird nach dem Wort ,Deklarationen* die Wortfolge ,in Verkehr bringt oder
eingefiigt.

15.1.7. Die Z 13 und 14 lauten:

,,13. ein energieverbrauchsrelevantes Bauprodukt, fiir das Okodesign-Anforderungen gelten, entgegen
den Bestimmungen des § 8b Abs 2 Z 1 und 2 in Verkehr bringt bzw auf dem Markt bereitstellt
oder in Betrieb nimmt;

14. als Importeur den Verpflichtungen nach § 8b Abs 3 Z 1 und 2 nicht nachkommt;*
15.1.8. In der Z 16 wird der Ausdruck ,,§ 8c* durch den Ausdruck ,,8d* ersetzt.

15.1.9. Die Z 17 lautet:

,17.die Unterlagen zur Konformititsbewertung und die Konformititserkldrung entgegen dem
§ 8d Abs 5 nicht zur Einsicht bereithilt oder nach Aufforderung nicht vorlegt oder sie entgegen
dem § 8d Abs 6 nicht in deutscher Sprache abfasst;*

15.1.10. In der Z 18 wird jeweils der Ausdruck ,,§ 8d* durch den Ausdruck ,,.8¢* ersetzt.
15.1.11. In der Z 19 wird der Ausdruck ,,§ 8d* durch den Ausdruck ,,8¢‘ ersetzt.
15.1.12. In der Z 20 wird der Ausdruck ,,§ 8¢ durch den Ausdruck ,,8f ersetzt.

15.1.13. Nach der Z 20 wird eingefiigt:
,»20a. ein Bauprodukt, fiir das

a) eine harmonisierte dsterreichische Norm vorliegt, die in der Baustoffliste OF angefiihrt ist,
oder

b) eine Europédische technische Bewertung (ETA) vorliegt, die auf Basis eines in der
Baustoffliste OF angefiihrten Europiischen Bewertungsdokumentes (EAD) oder einer in der
Baustoffliste OF angefiihrten Leitlinie fiir europiische technische Zulassungen (ETAG), die
als EAD verwendet wird, ausgestellt wurde,

auf dem Markt bereitstellt oder verwendet, ohne dass es den in der Baustoffliste OE

kundgemachten Leistungsanforderungen oder Verwendungsbestimmungen entspricht und es das

CE-Kennzeichen trigt;

20b. ein Bauprodukt, das weder in der Baustoffliste OA noch in der Baustoffliste OF angefiihrt ist,
und fiir das keine Bautechnische Zulassung vorliegt, verwendet, ohne dass dies im Einklang mit
den sonstigen baurechtlichen Bestimmungen des Landes steht;*

15.2. Im Abs 2 wird nach dem Ausdruck ,,Geldstrafe die Wendung ,,von mindestens 2.500 € und“
eingefiigt.
15.3. Abs 3 lautet:

,»(3) Die Verwaltungsiibertretungen nach Abs 1 Z 1 bis 11 und 13 bis 23 sind Dauerdelikte, solange
der geschaffene rechtswidrige Zustand anhalt.*

15.4. Im Abs 4 wird nach dem Ausdruck ,,19° die Wendung ,,, 20a, 20b* eingefiigt.

15.5. Abs 5 lautet:

»(5) Strafen fiir Verwaltungsiibertretungen nach Abs 1 flieBen dem Osterreichischen Institut fiir
Bautechnik zu und sind fiir Zwecke der Marktiiberwachung von Bauprodukten zu verwenden.*

15a. Im § 18a Abs 2 Z 2 wird die Wendung ,,Art 22 bis 26 der Verordnung (EG) Nr 765/2008% durch die
Wendung ,,Art 20 und 22 bis 24 der Verordnung (EU) 2019/1020* ersetzt.

16. Im § 20 wird angefiigt:

,(7) Das Inhaltsverzeichnis und die §§ 1 Abs 1, 2, 3 Abs 1, 8b Abs 2 und Abs 3, 8c samt Uberschrift,
8d, 8e und 8f, 9 Abs 1, 10, 11 Abs 1,12 Z 2, 12a Abs 5, 12b Abs 5, 12¢ Abs 1 bis 3, 14 Abs 2, 17 Abs 1
und 2, 18 sowie 18a Abs 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI1 Nr 78/2025 treten mit Beginn des auf die
Kundmachung folgenden Monats in Kraft. Strafverfahren iiber Verwaltungsiibertretungen, die bis zu
diesem Zeitpunkt begangen worden sind, sind nach den bis dahin geltenden Rechtsvorschriften
durchzufiihren, es sei denn, dass das zur Zeit der Erlassung des Bescheides in erster Instanz geltende
Recht fiir den Téter giinstiger wire.
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Artikel 6
Anderung des Salzburger Ortsbildschutzgesetzes 1999

Das Salzburger Ortsbildschutzgesetz 1999 — OSchG, LGBI Nr 74/1999, zuletzt gedndert durch das
Gesetz LGBI Nr 107/2013, wird geédndert wie folgt:

1. Im § 11 Abs 3 wird der Ausdruck ,24 durch den Ausdruck ,24a* ersetzt und wird angefiigt: ,,Das
Mitteilungsverfahren (§ 3a BauPolG) findet in Ortsbildschutzgebieten keine Anwendung.*

2. Im § 12 Abs 2 wird im zweiten Satz die Wortfolge ,dem Ortsbild“ durch die Wortfolge ,.dem
charakteristischen Gepréage des geschiitzten Ortsbildes* ersetzt.

3. Im § 41 wird angefiigt:

,»(3) Die §§ 11 Abs 3 und 12 Abs 2 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 78/2025 treten mit Beginn
des auf die Kundmachung folgenden Monats in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt bereits anhdngige
Mitteilungsverfahren (§ 3a BauPolG) ist § 11 Abs 3 in der bisherigen Fassung weiter anzuwenden.*

Artikel 7
Anderung des Salzburger Landesstrafiengesetzes 1972

Das Salzburger Landesstralengesetz 1972 — LStG. 1972, LGBI Nr 119/1972, zuletzt gedndert durch
das Gesetz LGBI Nr 14/2024, wird gedndert wie folgt:

1. Im § 40 werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Im Abs 1 wird angefiigt:

,Die lit a und b gelten nicht fiir Bringungsanlagen nach § 3 Abs 1 Z 1 des Salzburger Giiter- und
Seilwegegesetzes 1970 oder nach § 59 Abs 2 des Forstgesetzes 1975, BGBI Nr 440/1975, in der Fassung
des Gesetzes BGBI I Nr 144/2023.*

1.2. Im Abs 2 Z 3 wird das Wort ,und** durch einen Punkt ersetzt und entfdillt die Z 4.

2. Im § 47 wird angefiigt:

»(10) § 40 Abs 1 und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 78/2025 tritt mit Beginn des auf die
Kundmachung folgenden Monats in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhingige Verfahren ist § 40 in der
bisherigen Fassung weiter anzuwenden.*

Pallauf
Edtstadler

Dieses Dokument ist amtssigniert.
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	2.1. Abs 1 lautet:
	2.2. Abs 4 lautet:
	3. Im § 29 wird angefügt:


	Artikel 4
	Änderung des Salzburger Bautechnikgesetzes 2015
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. In der Zeile zu § 33a wird die Wendung „Ölkesseleinbauverbot und -alternativenprüfung“ durch die Wendung „Fossile Wärmebereitstellungsanlagen“ ersetzt.
	1.2. Im 3. Abschnitt wird vor der Zeile für den 1. Unterabschnitt eingefügt:
	1.3. Nach der Zeile zu § 52 wird folgende Zeile eingefügt:
	2. § 25 Abs 2 Z 1 lautet:
	3. § 31 Abs 3 lautet:
	4. § 33a samt Überschrift lautet:
	4a. § 33b samt Überschrift lautet:


	„3. Abschnitt
	Besondere bautechnische Bestimmungen
	5. Im § 34 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	5.1. Abs 1 und 2 lautet:
	5.2. Im Abs 3 entfällt die Wortfolge „von mindestens 2 m2“.
	6. Im § 35 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	6.1. Im Abs 1 Z 2 wird die Wendung „Waschküchen und Trockenräume“ durch den Ausdruck „Waschräume“ ersetzt.
	6.2. In der Einleitung des Abs 2 wird die Wendung „Abstellräume, Waschküchen und Trockenräume“ durch die Wendung „Abstell- und Waschräume“ ersetzt.
	7. Im § 35a Abs 4 Z 2 wird die Wendung „Abstellräume, Waschküchen und Trockenräume“ durch die Wendung „Abstell- und Waschräume“ ersetzt.
	7a. Im § 36 Abs 3 wird die Zahl „45“ durch die Zahl „50“ ersetzt.
	8. In § 38 Abs 3 wird nach der Wortfolge „von der Anlage 2 höher“ die Wendung „– nicht aber um mehr als das Doppelte –“ eingefügt.
	9. § 52a lautet:
	10. Im § 57 wird angefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Salzburger Bauproduktegesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Zeilen zum 2. Abschnitt, 2. Unterabschnitt:


	„2. Unterabschnitt
	2. Im § 1 Abs 1 wird die Wendung „(EG) Nr 765/2008“ durch die Wendung „(EU) 2019/1020“ ersetzt.
	3. § 2 lautet:
	4. § 3 Abs 1 lautet:
	5. Im § 8b lauten die Abs 2 und 3:
	6. § 8c lautet:
	7. § 8c erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 8d“ und wird diesem Paragraph folgender Abs 6 angefügt:
	8. § 8d erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 8e“.
	9. § 8e erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 8f“.
	9a. § 9 Abs 1 lautet:
	10. Im § 10 Abs 1 wird die Wendung „(EG) Nr 765/2008“ durch die Wendung „(EU) 2019/1020“ ersetzt.
	11. Im § 10 Abs 2 wird die Wendung „Art 19 bis 21 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 sinngemäß“ durch die Wendung „Art 16 Abs 1 bis 5, 17, 18 und 19 Abs 1 erster Satz und Abs 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 sinngemäß“ ersetzt.
	12. § 11 Abs 1 lautet:
	12a. § 12 Z 2 lautet:
	13. Im § 12a Abs 5 wird die Wendung „Art 16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr 765/2008“ durch die Wendung „Verordnung (EU) 2019/1020“ ersetzt.
	13a. Im § 12b wird angefügt: „Durch Z 1 bis 4 werden die Kontrollbefugnisse der Marktüberwachungsbehörde nicht berührt.“
	13b. Im § 12c lauten die Abs 1 bis 3:
	14. § 14 Abs 2 lautet:
	14a. Im § 17 lauten die Abs 1 und 2:
	15. Im § 18 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	15.1. Im Abs 1 werden geändert:
	15.1.1. In der Z 6 wird nach dem Wort „bereitstellt“ die Wortfolge „oder verwendet“ eingefügt.
	15.1.2. In der Z 7 wird nach dem Ausdruck „ÜA“ die Wortfolge „in Verkehr bringt oder“ eingefügt.
	15.1.3. In der Z 8 wird nach dem Wort „Bauprodukt“ die Wortfolge „in Verkehr bringt oder“ eingefügt.
	15.1.4. In der Z 9 wird nach dem Wort „Bauprodukt“ die Wortfolge „in Verkehr bringt oder“ eingefügt.
	15.1.5. In der Z 10 wird nach dem Wort „Bauprodukt“ die Wortfolge „in Verkehr bringt oder“ eingefügt.
	15.1.6. In der Z 11 wird nach dem Wort „Deklarationen“ die Wortfolge „in Verkehr bringt oder“ eingefügt.
	15.1.7. Die Z 13 und 14 lauten:
	15.1.8. In der Z 16 wird der Ausdruck „§ 8c“ durch den Ausdruck „8d“ ersetzt.
	15.1.9. Die Z 17 lautet:
	15.1.10. In der Z 18 wird jeweils der Ausdruck „§ 8d“ durch den Ausdruck „8e“ ersetzt.
	15.1.11. In der Z 19 wird der Ausdruck „§ 8d“ durch den Ausdruck „8e“ ersetzt.
	15.1.12. In der Z 20 wird der Ausdruck „§ 8e“ durch den Ausdruck „8f“ ersetzt.
	15.1.13. Nach der Z 20 wird eingefügt:
	15.2. Im Abs 2 wird nach dem Ausdruck „Geldstrafe“ die Wendung „von mindestens 2.500 € und“ eingefügt.
	15.3. Abs 3 lautet:
	15.4. Im Abs 4 wird nach dem Ausdruck „19“ die Wendung „, 20a, 20b“ eingefügt.
	15.5. Abs 5 lautet:
	15a. Im § 18a Abs 2 Z 2 wird die Wendung „Art 22 bis 26 der Verordnung (EG) Nr 765/2008“ durch die Wendung „Art 20 und 22 bis 24 der Verordnung (EU) 2019/1020“ ersetzt.
	16. Im § 20 wird angefügt:

	Artikel 6
	Änderung des Salzburger Ortsbildschutzgesetzes 1999
	1. Im § 11 Abs 3 wird der Ausdruck „24“ durch den Ausdruck „24a“ ersetzt und wird angefügt: „Das Mitteilungsverfahren (§ 3a BauPolG) findet in Ortsbildschutzgebieten keine Anwendung.“
	2. Im § 12 Abs 2 wird im zweiten Satz die Wortfolge „dem Ortsbild“ durch die Wortfolge „dem charakteristischen Gepräge des geschützten Ortsbildes“ ersetzt.
	3. Im § 41 wird angefügt:


	Artikel 7
	Änderung des Salzburger Landesstraßengesetzes 1972
	1. Im § 40 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Im Abs 1 wird angefügt:
	1.2. Im Abs 2 Z 3 wird das Wort „und“ durch einen Punkt ersetzt und entfällt die Z 4.
	2. Im § 47 wird angefügt:



		2025-07-30T11:43:57+0200
	Hinweise unter https://www.salzburg.gv.at/amtssignatur




